
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Betreff: Grundsatzentscheidung über die Teilnahme der Stadt Rüsselsheim am Main an 
der „Hessenkasse“ auf der Grundlage des Gesetzesentwurfes zur 
Sicherstellung der finanziellen Leistungsfähigkeit der hessischen Kommunen 
bei liquiditätswirksamen Vorgängen und zur Förderung von Investitionen 
(HessenkassenG) 
 

 
M-Nr.: 81a/18 
 
Der Magistrat leitet der Stadtverordnetenversammlung nachstehende Vorlage zur 
Beschlussfassung zu: 
 
Beschlussvorschlag: 
 
I. Kenntnisnahme 
 
Die Stadtverordnetenversammlung nimmt zur Kenntnis dass: 
 

 die im Geschäftsgang befindliche gleichlautende Vorlage DS Nr. 312/16-21 aufgrund der 
aktuellen Ergebnisse aus den Gesprächen mit dem Finanzministerium überarbeitet und 
durch die nachfolgenden Kenntnisnahmen bzw. Beschlussfassungen ersetzt wird. 

 

 der Antrag auf Teilnahme an der „Hessenkasse“ gemäß Gesetzesentwurf bis zum 
30.04.2018 beim Ministerium für Finanzen zu stellen ist (Ausschlussfrist). 

 

 nach dem abschließenden Gespräch mit dem Finanzministerium am 6.3.2018 eine maximale 
Ablösesumme von 195,1 Mio. € in Aussicht gestellt wurde. 

 

 der zur zahlende Tilgungsbeitrag von 25 € pro EW für die Jahre 2019 bis 2022 ausgesetzt 
wird und spätestens am Ende der planmäßigen Tilgungszeit nach 30 Jahren zusätzlich zu 
leisten ist. 

 

 die liquiditätswirksamen Defizite vom 1.7.2018 bis 31.12.2022 sowie die ordentlichen 
Tilgungsleistungen im gleichen Zeitraum über Kassenkredite finanziert werden dürfen.  

 

 die Nichteinhaltung des Beschlusspunktes 1 eine Erhöhung der Tilgungsbeiträge auf bis zu 
50 € pro EW zur Folge hat. 
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II. Beschlussvorschlag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt,  
 

1. das Angebot des Landes zur Kassenkreditentschuldung nach dem Ersten Teil des 
Hessenkasse-Gesetzes unter Berücksichtigung der o.g. Ausnahmeregelungen anzunehmen. 
Darüber hinaus verpflichtet sich die Stadt Rüsselsheim am Main, ab dem Haushaltsjahr 2023 
die aufgelaufenen Kassenkredite abzubauen und die Tilgungsleistungen aus dem 
liquiditätswirksamen Überschuss des Ergebnishaushaltes in voller Höhe zu finanzieren. 

 
2. Haushaltskonsolidierungsbeschlüsse umgehend zu fassen, wenn sich abzeichnet, dass die 

Zielerreichung gemäß Ziffer 1 nicht erreicht werden kann. 
 

3. dass der Magistrat beauftragt wird, den Antrag auf Teilnahme an der Hessenkasse zu 
stellen. 

 
4. dass der Beschluss unter dem Vorbehalt des Inkrafttretens ausstehender gesetzlicher 

Regelungen steht. 
 

5. dass der Magistrat beauftragt wird, den Entschuldungsvertrag auszuarbeiten und die 
Ablösevereinbarung mit der WI-Bank zu schließen. 

 
6. dass die Stadtverordnetenversammlung über das laufende Verfahren informiert wird. 

 
 
Begründung: 
 
 

A. Ziel 
 
Ablösung der Kassenkredite, Wegfall des Zinsaufwandes für Kassenkredite und des 
Zinsänderungsrisikos 
 
 

B. Historie 
 
Das Land Hessen beabsichtigt, durch ein Entschuldungsprogramm  - „Hessenkasse“ - die 
Kassenkreditverschuldung der Kommunen und Landkreise aus den angelaufenen Defiziten des 
Ergebnishaushaltes abzulösen.  
 
Nach dem Projektstart im Sommer 2017 erfolgte ein komplexer Abstimmungsprozess mit dem Land 
und der Aufsichtsbehörde über die Höhe der möglichen Ablösesumme. 
 
Ein einvernehmliches Ergebnis über den möglichen Höchstbetrag der Ablösung konnte im Rahmen 
eines Gespräches am 6.3.2018 im Finanzministerium erzielt werden. Danach können 
Kassenkredite bis zu einen Höchstbetrag von 195,1 Mio. € ab September 2018 durch die WI-Bank 
abgelöst werden. 
 
 



C. Problem 
 
Die Vorbereitungen zur Einführung der Hessenkasse sind auf der Zielgeraden. Allerdings ist eine 
Beschlussfassung über das Hessenkassengesetz im Land noch nicht erfolgt. 
Gleichwohl ist im Gesetzesentwurf als Ausschlussfrist der 30.4.2018 festgelegt. Bis zu diesem 
Zeitpunkt ist eine Antragstellung auf der Grundlage einer verbindlichen Beschlussfassung durch die 
Stadtverordnetenversammlung über die Teilnahme an der Hessenkasse erforderlich. 
Da davon auszugehen ist, dass eine Entscheidung im Land erst nach dem 30.4.2018 erfolgen wird, 
die Ausschlussfrist jedoch nicht verschoben wird, ist eine Beschlussfassung der 
Stadtverordnetenversammlung nur unter dem Vorbehalt möglich, dass der Entwurf des 
Hessenkassengesetzes auch in der vorliegenden Fassung beschlossen wird. Sollten sich im 
Beratungsverlauf Veränderungen ergeben, die zum Nachteil der Stadt führen, ist die 
Beschlussgrundlage entfallen und es wird eine neue Entscheidung durch die 
Stadtverordnetenversammlung zwingend erforderlich.  
 
 

D. Eckpunkte des Besprechungsergebnisses als Grundlage einer Ablösevereinbarung 
 

 Der maximale Ablösebetrag zum 30.6.2018 beträgt 195,1 Mio. €.  
Darin sind die Kassenkredite auf der Grundlage der Finanzrechnung zum Ende des Jahres 
2017 und ein 50%iger Liquiditätsbedarf des Jahres 2018 auf der Basis des 
Haushaltsentwurfes sowie 50 % der Tilgungsleistungen des Jahres 2018 enthalten. 
Kassenkredite, die zur Finanzierung des Investitionshaushaltes aufgenommen bzw. im 
Rahmen des Cash Pools für die Eigenbetriebe und Gesellschaften aufgenommen und 
weitergeben wurden, sind in dieser Berechnung nicht berücksichtigt, da diese Volumina nicht 
im Rahmen der Hessenkasse abgelöst werden können. 

 

 Nach den vorgesehenen Regelungen der Hessenkasse ist eine Ablösung von 
Kassenkrediten nur für einen Ablösezeitraum bis Juni 2018 möglich. Danach muss ein 
Haushaltsausgleich hergestellt sein. 
Für die Stadt Rüsselsheim ist nach der Schutzschirmvereinbarung festgelegt, dass Defizite in 
einem festgelegten Korridor (Abbaupfad) bis Ende 2022 abgebaut werden müssen. 
Dies steht im Gegensatz zu der Forderung, ab 2018 keine neuen Liquiditätskredite (bisher 
Kassenkredite) mehr aufnehmen zu dürfen.  
Es wurde mit dem Land eine Ausnahmeregelung vereinbart, die vorsieht, dass erforderliche 
Liquiditätskredite zur Finanzierung des Ergebnishaushaltes bis 2022 sowie die Finanzierung 
der Tilgungsauszahlungen entgegen den vorgesehenen HGO-Neuregelungen 
jahresübergreifend aufgenommen werden können. Die Rückzahlung dieser Liquiditätskredite 
ist ab 2023 durch die Stadt zu leisten. 

 

 Es wurde weiterhin zugesagt, dass die Derivate, die die Stadt zur Zinssicherung auf 
Kassenkredite abgeschlossen hat, ebenfalls im Ablösebetrag berücksichtigt werden sollen. 
Diese Ablösung kann jedoch aufgrund der vertraglichen Bestimmungen über die Laufzeit der 
Derivate erst Ende 2020/2021 erfolgen und ist deshalb weiterhin über den Haushalt der Stadt 
abzuwickeln. Die aus den Derivaten anfallenden Zinsen werden jedoch bis zum 
Ablösezeitpunkt durch das Land in voller Höhe erstattet. 

 

 Die ab 2019 vorgesehene Zahlung des Tilgungskostenanteils von 25 € pro EW wird bis zum 
Ende des Schutzschirmzeitraumes ausgesetzt. Diese Zahlungen sind zu einem späteren 
Zeitpunkt nachzuholen.  

 
 
 



E. Direkte und indirekte Auswirkungen 
 
Mit dem Beitritt zur Hessenkasse sind neue Verpflichtungen verbunden, die erstmals ab 2023 ihre 
Wirkung zeigen werden. 
 
Direkte Auswirkungen 
 

 Es ist ab 2023 von der Stadt ein Tilgungsanteil in Höhe von 25 € pro EW zu erbringen. Die 
Zahlungsdauer beträgt 30 Jahre (Höchstdauer). 
Dieser jährliche Tilgungsanteil basiert auf der Einwohnerzahl von 63.030 EW Ende 2015 und 
beträgt 1.575.750 €, der über die gesamte Laufzeit unverändert bleibt. Die Beträge aus dem 
Tilgungsaufschub werden spätestens mit den letzten Jahresraten fällig. 
In diesem Tilgungszeitraum wird ein Betrag von 47.272.500 € aufzubringen sein. Den 
gleichen Betrag steuert das Land bei. Die danach verbleibende Restschuld von immer noch 
rd. 100 Mio. € trägt im Anschluss das Land alleine. 

 

 Mit der Ablösung der Kassenkredite zu den Ablöseterminen entfallen die Zinszahlungen. 
Darüber hinaus entfällt auch das Zinsänderungsrisiko. Ohne Hessenkasse würde der 
bisherige Zinsaufwand von rd. 2,2 Mio. € jährlich weiter bestehen bleiben. 
Ein Anstieg um einen 1%-Punkt würde bei rd. 195,1 Mio. € eine jährliche Mehrbelastung für 
den Ergebnishaushalt von dauerhaft 1,95 Mio. € verursachen, da eine Tilgung der 
Kassenkredite aus eigener Kraft nicht zu erwarten sein dürfte. 

 

 Die Stadt verpflichtet sich mit dem Beitritt, ab 2023 einen Haushaltsausgleich zu erzielen und 
die Finanzierung der Tilgungen aus Investitionskrediten sowie die Tilgungsleistungen aus der 
Hessenkasse aus Liquiditätsüberschüssen des Ergebnishaushaltes zu finanzieren. Wenn 
sich abzeichnet, dass die Zielerreichung gefährdet ist, sind umgehend weitere 
Konsolidierungsbeschlüsse zu fassen und umzusetzen. Dies hat besondere Bedeutung, da 
ab 2023 keine neuen und dauerhaften Liquiditätskredite im Rahmen der 
Haushaltsgenehmigung mehr zugelassen werden.  

 
Trotz dieser Verpflichtung, die ab 2023 einzuhalten ist, wird deutlich, dass die Vorteile für die 
nachhaltige Entschuldung der Stadt überwiegen, da Rüsselsheim als eine der höchst verschuldeten 
Kommunen in Hessen ohne die Hessenkasse keine Perspektive hätte, jemals ihre 
Kassenkreditschulden abtragen zu können. Hinzu kommt, dass mit dem Wegfall des 
Zinsänderungsrisikos zudem eine langfristige Planungssicherheit möglich wird. 
 
 
Indirekte Auswirkungen 
 
Unabhängig von der Teilnahme an der Hessenkasse beabsichtigt das Land zur  Finanzierung der 
Hessenkasse, alle Kommunen im Rahmen eines Mittelentzuges im kommunalen Finanzausgleich 
bzw. bei der Gewerbesteuerumlage finanzkraftabhängig zu beteiligen. Die folgend beschriebenen 
möglichen Belastungen bei der Gewerbesteuer- und der Kreisumlage treffen die Stadt immer, 
unabhängig von der Teilnahme der Stadt Rüsselsheim an der Hessenkasse. 
 

 So ist vorgesehen, dass ein Teil des Vervielfältiger der Gewerbesteuerumlage von 4,5%-
Punkten, der bisher zur Finanzierung des Fonds „Deutsche Einheit“ erhoben wird und ab 
2019 entfallen soll, ab diesem Zeitpunkt umgewidmet und zur Finanzierung der Hessenkasse 
verwendet wird. Diese finanzkraftabhängige „Verschlechterung“ würde bei einer 
Gewerbesteuer von 24 Mio. € eine Belastung von rd. 260.000 € bedeuten. (Da in der 
Finanzplanung die bisher zu erwartenden Hessenkassenparameter bereits berücksichtigt 
wurden, wird hier keine Veränderung eintreten)  

 



 Ebenfalls im Bereich der Gewerbesteuerumlage gibt es Bestrebungen des Landes, den ab 
2020 wegfallenden Anteil von 29 %-Punkten, den die Gemeinden an das Land abzuführen 
haben, weiter zu erheben. Dies würde bei dem gleichen Gewerbesteuerniveau eine 
Belastung von 1,57 Mio. € bedeuten. 
Die Finanzplanung berücksichtigt hier die aktuelle Gesetzeslage. 

 

 Kreisumlage:  
 
Die Regelungen für die Kommunen gelten gleichermaßen auch für die Landkreise. 
 
Sollte der Landkreis Groß-Gerau an der Hessenkasse teilnehmen, was bei seiner derzeitigen 
Verschuldung zu erwarten ist, werden auch hier für jeden Einwohner und jede Einwohnerin 
25 € Tilgungskostenbeitrag zu zahlen sein. Dem gegenüber steht die Ersparnis bei den 
Zinsaufwendungen für Kassenkredite. Da die Tilgungskostenanteile ebenfalls über den 
Ergebnishaushalt zu finanzieren sind, ist nicht ausgeschlossen, dass der Kreis diese 
Belastungen über die Erhöhung des Kreisumlagehebesatzes von derzeit 39,77%-Punkten 
finanzieren wird, sofern keine anderen Konsolidierungsbeschlüsse gefasst werden. 
Die Auswirkungen sind der Stadt derzeit noch nicht bekannt. 
 

 
F. Alternativen 

 
Eine Alternative wäre die Nichtteilnahme an der Hessenkasse. Damit hätte die Stadt alle indirekten 
Belastungen, die sich aus dem Hessenkasse-Gesetz ergeben, zu tragen, ohne die Vorteile aus der 
Hessenkasse nutzen zu können. Aufgrund der finanziellen Situation kann diese Alternative nicht 
empfohlen werden. 
 
 

G. Sonstiges 
 
Die in der Vorlage dargestellten Auswirkungen basieren auf dem aktuellen Stand des 
Haushaltsentwurfes und des finalen Gespräches mit dem Finanzministerium.  
 
Unabhängig von der Teilnahme an der Hessenkasse sind mit dem Hessenkassengesetz 
Änderungen bzw. Verschärfungen im Haushaltsrecht vorgesehen, die alle Kommunen 
gleichermaßen zu berücksichtigen haben. 
 
Hier sind zu nennen: 

 Jahresbezogener Haushaltsausgleich in der Planung und Vollzug, 

 Aufnahme eines ausdrücklichen Überschuldungsverbotes, 

 Verbot des Missbrauches von Kassenkrediten, 

 Erweiterung der Genehmigungstatbestände zur Haushaltssatzung für das 
Haushaltssicherungskonzept und den Stellenplan, 

 Verpflichtung zur umgehenden Rückführung von unterjährigen Kassenkrediten, 

 Aufbau eines Liquiditätspuffers von mindestens 2% der Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit. 

 
Rüsselsheim am Main, den 13.03.2018 
 
 
 
Udo Bausch 
Oberbürgermeister 
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